24/AB
vom 12.01.2016 zu 699073 (XXV.GB):  o000/0247.01 112015

lvon6

JU ST'Z REPUBLIK OSTERREICH Museumstrale 7
DER BUNDESMINISTER FUR JUSTIZ 1070 Wien

Tel.: +43 1 52152 0
E-Mail: team.pr@bmj.gv.at

Frau
Prasidentin des Nationalrates

Zur Zahl 6990/J-NR/2015

Der Abgeordnete zum Nationalrat Mag. Harald Stefan und weitere Abgeordnete haben an
mich eine schriftliche Anfrage betreffend ,hochrangige Ministerkonferenz in Brissel®

gerichtet.
Ich beantworte diese Anfrage aufgrund der mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu1:

Die Konferenz bot eine hervorragende Mdoglichkeit zum  Erfahrungs- und
Gedankenaustausch zwischen politischen Entscheidungstragern, Praktikern aus dem
Bereich des Strafvollzuges und der Bewahrungshilfe bzw. aus dem Nachbetreuungsbereich,
Vertreter/innen der Richterschaft und des staatsanwaltschaftlichen Bereiches, NGOs und
Fachleuten und Expertinnen aus den verschiedensten Fachbereichen zum Thema der
wirksamen Intervention im judiziellen Bereich und in der Verwaltung zur Verhinderung der
Ausbreitung von radikalisierendem Gedankengut, das zu terroristischen Handlungen fuhren
koénnte, innerhalb und aufderhalb von Gefangnissen der EU. Die Konferenz bot achtzehn
europaischen Ministerinnen und Ministern die Moglichkeit, sich sowohl 6ffentlich im Plenum
als auch im Rahmen eines Arbeitsessens Uber ihre nationalen Praktiken und ihre

Erwartungen an die Européische Union auszutauschen.

Zu 2:

Die 34 Personen, die derzeit (1. Dezember 2015) wegen des Verdachtes der Mitgliedschaft
bei einer Terrorgruppe oder der Unterstitzung einer solchen entweder angeklagt oder
bereits verurteilt in den Justizanstalten in Haft sind, stellen eine stark inhomogene
Taterlnnengruppe dar, die sich in ihrer biographischen Vorgeschichte und ihrer
Bedurfnisstruktur deutlich unterscheiden. Es finden sich in dieser Insassinnengruppe etwa
notorische Kleinkriminelle und Insasslnnen mit massiven psychopathologischen

Auffalligkeiten, ebenso wie Schwerstkriminelle. Dies entspricht durchwegs auch den
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Erfahrungen anderer europaischer Strafvollzugsverwaltungen. Diese Taterlnnengruppe kann
daher keinem einheitlichen Vollzugsregime unterstellt werden; vielmehr wird in einer
verpflichtenden Vollzugsplangestaltung individuell auf die Insassinnen eingegangen, wobei
auf Basis eines Risk and Needs-Assessments die entsprechenden MalRnahmen individuell
konkretisiert werden. Die Zahl der betroffenen Gefangnisinsassen ist in einem Rahmen, der
die in Anbetracht der Vielfalt der Einzelfélle notwendige individuelle Beurteilung und

Behandlung mdglich macht.

Zu 3 und 5:

Im Bereich des Strafvollzugs wurden im Zusammenhang mit der Thematik ,Radikalisierung
in Gefangnissen“ unterschiedliche Maflnahmen mit dem gemeinsamen Ziel einer effizienten
Praventionsarbeit einerseits und der Deradikalisierung von Insassinnen andererseits gesetzt.
So wurde bereits Anfang des Jahres eine 4-mal jahrlich stattfindende Dienstbesprechung
zum Thema ,radikalisierte Taterinnengruppen® in der Strafvollzugsakademie fur das
Leitungspersonal der Justizanstalten eingeflihrt. Diese ist vor allem dem vollzugspraktischen
Erfahrungsaustausch in Bezug auf die Herausforderungen, insbesondere in Sicherheits- und
Betreuungsfragen, praventiven Malnahmen und der Sensibilisierung des Personals
gewidmet. Am 23. April dieses Jahres wurde ein Symposium im Bundesministerium flr
Justiz zum Thema ,Gegen Radikalisierung — Ansatze im Strafvollzug” veranstaltet, das unter
Beteiligung internationaler Referentinnen und Vertreterlnnen des 06sterreichischen und
bayrischen Verfassungsschutzes stattfand. Zur Erarbeitung und effizienten Umsetzung von
notwendigen Praventions-, Deradikalisierungs-, Ausbildungs- und KooperationsmafRnahmen
wurde im August dieses Jahres eine ,Task Force De-Radikalisierung im Strafvollzug®
gebildet, der Fuhrungskrafte der Generaldirektion fir den Strafvollzug und den Vollzug
freineitsentziehender MaRnahmen im Bundesministerium fir Justiz, darunter ein
Kriminologe, ein forensischer Psychiater, ein Diplompsychologe, eine Sozialarbeiterin sowie
die Leitung der Strafvollzugsakademie angehoren. Im Rahmen dieser Task Force wurden

u.a. folgende MalRhahmen geplant bzw. bereits umgesetzt:

e Einrichtung eines standigen Verbindungsdienstes zwischen den Landesamtern fur

Verfassungsschutz (LV) und den Justizanstalten.

e Im Betreuungsbereich wird bei gefahrdeten Insassen verstarkt auf Bildungsarbeit,

Sozialarbeit und verhaltenstherapeutische MaRnahmen gesetzt.

e Gemeinsam mit dem Verein Neustart und dem ,EUISA*“-Netzwerk wird ein
Betreuungskonzept fir Personen, die wegen §§ 278b ff StGB in Untersuchungs-
oder Strafhaft sind, erarbeitet (u.a. obligatorischer Vollzugsplan,

Ubergangsmanagement).
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Mit dem Verein Neustart und der Kinder- und Jugendanwaltschaft werden
Empowerment-Module fir gefahrdete Jugendliche und junge Erwachsene

ausgearbeitet.

Durch forcierte Aus- und Fortbildung des Strafvollzugspersonals durch das
Bundesamt fur Verfassungsschutz und Terrorismusbekampfung (BVT) werden die
Mitarbeiterlnnen einschlagig qualifiziert. Diese Schulungen wurden im letzten Jahr
intensiviert und flachendeckend Personal-Schulungen in allen Justizanstalten durch

Expertinnen der Landesamter fir Verfassungsschutz durchgefiihrt.

Seit 2011 wurden rund 2.000 Strafvollzugsbedienstete auf diese Weise geschult und

zum Thema sensibilisiert!
Weitere Konzepte der Zusammenarbeit sind fir das Jahr 2016 geplant.

Bei der Personalrekrutierung wird verstarkt auf Diversitat (Sprachkenntnisse,

Bewusstsein fir religiése und kulturelle Unterschiede) geachtet.

Eine Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung einer Risikomanagementstrategie und eines
eigenen ,Risk-Assessment-Tool“ befasst sich mit internationalen Studien und steht in

Kontakt mit internationalen Expertinnen/Experten.

Eine institutionalisierte Zusammenarbeit besteht mit dem Bundesministerium flr
Inneres/Bundesamt flir Verfassungsschutz und Terrorismusbekdmpfung (BVT) und
dem Bundesministerium fir Familie und Jugend im Rahmen des kirzlich
geschaffenen Interministeriellen Begleitgremiums der Beratungsstelle Extremismus,

weiters mit dem Verein Neustart und diversen Forschungseinrichtungen.

Osterreich beteiligt sich auf internationaler Ebene (Europarat, EuroPris, MECR, RAN,
ICPA) an diversen Projekten und Initiativen zum Thema (De-)Radikalisierung (z.B.
fand am 24./25.11.2015 ein Treffen der EuroPris-Expertengruppe zum Thema

Radikalisierung in Wien statt).

Zu 4 und 6:

Diese Fragen betreffen nicht den Wirkungsbereich des Bundesministers fur Justiz.

Zu 7 bis 13:

Im Kontext der Bekédmpfung des Dschihadismus auferhalb von Justizanstalten ware auf
globaler Ebene beispielsweise die Resolution 2178(2014) des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen vom 24. September 2014 betreffend Bedrohung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit durch terroristische Handlungen zu nennen. Diese sieht ein breites

Bindel an MafRnahmen zur Bekdmpfung des Phanomens der so genannten ,Foreign
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Terrorist Fighters® vor, darunter die Kriminalisierung von Reisen in ein anderes Land mit dem
Ziel zur Begehung terroristischer Handlungen beizutragen oder zum Zweck des
terroristischen Trainings. Auch die Finanzierung und Organisation solcher Reisen soll nach

dieser Sicherheitsratsresolution strafbar werden.

Nicht zuletzt eine Umsetzung der Sicherheitsresolution auf gesamteuropaischer Ebene wird
durch das Zusatzprotokoll zum Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung des
Terrorismus (SEV Nr. 196) angestrebt. Dieses Zusatzprotokoll (SEV Nr. 217) verlangt im
Sinne der Sicherheitsratsresolution, eine Reihe von Handlungen unter Strafe zu stellen,
darunter die Beteiligung an einer zum Zwecke des Terrorismus gebildeten Gruppe oder
Vereinigung, die Absolvierung einer terroristischen Ausbildung, die Reise ins Ausland zu
terroristischen Zwecken und die Finanzierung oder Organisation derartiger Reisen. Durch
das Protokoll soll auRerdem ein Netzwerk von rund um die Uhr besetzten Kontaktstellen
geschaffen werden, die einen schnellen Informationsaustausch ermoglichen. Die
Verhandlungen zu diesem Zusatzprotokoll fanden Anfang 2015 statt, im Mai 2015 wurde das
Zusatzprotokoll vom  Ministerkomitee des Europarats angenommen und am

22. Oktober 2015 lag das Zusatzprotokoll in Riga zur Unterzeichnung auf.

Die EU hat das Zusatzprotokoll zur Europaratskonvention (ebenso wie die Mutterkonvention)
am 22. Oktober 2015 unterzeichnet, und am 3. Dezember 2015 hat die Europaische
Kommission schlieBlich den Entwurf fur eine neue Richtlinie zur Terrorismusbekampfung
vorgelegt, mit der unter anderem der 2008 geédnderte Rahmenbeschluss aus 2002 ersetzt
werden soll. Die vorgeschlagene Richtlinie sieht gemeinsame Definitionen terroristischer
Handlungen vor, was eine einheitliche Antwort auf das Phanomen der auslandischen
terroristischen Kampfer ermdglichen, die Abschreckung in der gesamten EU erh6hen und
gewabhrleisten soll, dass Téater effektiv verfolgt werden. Mit der neuen Richtlinie sollen die
geltenden Rechtsvorschriften der EU Uber die Verfolgung von Straftaten mit terroristischem
Hintergrund Uberarbeitet werden. Auferdem sollen mit dieser Richtlinie internationale
Verpflichtungen, wie die erwdhnte Resolution 2178(2014), das Zusatzprotokoll zum
Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung des Terrorismus und die Empfehlungen der
Financial Action Task Force zur Bekampfung der Terrorismusfinanzierung, in EU-Recht

umgesetzt werden.
Die vorgeschlagene Richtlinie sieht vor, dass Folgendes unter Strafe gestellt wird:

¢ Reisen zu terroristischen Zwecken, sowohl innerhalb als auch au3erhalb der EU, um

gegen das Phanomen der auslandischen terroristischen Kampfer vorzugehen,;

¢ Finanzierung, Organisation und Erleichterung derartiger Reisen, u. a. durch

logistische und materielle Unterstitzung, wie die Bereitstellung von Feuerwaffen und
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Sprengstoffen, Unterkunften, Transportmitteln, Dienstleistungen, Vermdgen und

Waren;

e Teilnahme an einer  Ausbildung fur  terroristische Zwecke. Den
Strafverfolgungsbehérden soll die Mdglichkeit gegeben werden, die Teilnahme an
Ausbildungsmallinahmen, die potenziell zur Begehung terroristischer Straftaten

fihren kdnnen, zu untersuchen und zu ahnden;

e Bereitstellung von Finanzmitteln fir terroristische Straftaten und Straftaten im

Zusammenhang mit terroristischen Vereinigungen oder terroristischen Aktivitaten.

e Zudem sollen die Vorschriften Uber die Strafverfolgung der Anwerbung und
Ausbildung von Personen fir terroristische Zwecke und der Verbreitung

terroristischer Propaganda, auch im Internet, verscharft werden.

Der Vorschlag der Kommission enthalt auch neue Vorschriften zur Erganzung der Richtlinie
Uber Opferrechte aus dem Jahr 2012, damit Opfer von Terrorismus unabhangig von ihrem
Wohnort in der Europaischen Union (EU) rasch Zugang zu professioneller Unterstitzung bei
ihrer korperlichen und psychosozialen Rehabilitation sowie zu Informationen Uber ihre

Rechte erhalten.

Der Umsetzungsbedarf in Osterreich, der zuletzt anlasslich der Verhandlungen zum
Zusatzprotokoll zur Europaratskonvention geprift wurde, kann angesichts der schon sehr
weit gehenden geltenden Strafbestimmungen als gering eingestuft werden (Schaffung eines
Tatbestandes gegen Reisen zu terroristischen Zwecken auch auferhalb des Kontexts der
bereits jetzt strafbaren Unterstlitzung terroristischer Vereinigungen; Aufnahme dieses
Tatbestandes in den Tatbestand der Terrorismusfinanzierung). Der finale Umsetzungsbedarf
wird erst nach Abschluss der Verhandlungen auf EU-Ebene zum neuen Richtlinienvorschlag

beurteilt werden kénnen. Diese Verhandlungen beginnen bereits Anfang Janner 2016.

Auf UN-Ebene einschlieBlich der Umsetzung von UN-Rechtsinstrumenten findet naturgeman
auch Zusammenarbeit mit auBereuropaischen Staaten statt. Dem Europarat gehoren nicht
nur die 28 EU-Mitgliedstaaten, sondern 19 weitere Staaten, darunter Russland, an. Schon
insofern ergibt sich auch eine Zusammenarbeit mit europadischen Staaten, die nicht
Mitgliedstaaten der EU sind. So wurde das Zusatzprotokoll zur Europaratskonvention bislang
schon von 6 Nicht-EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet, namlich Bosnien und Herzegowina,
Island, Norwegen, Schweiz, Turkei und Ukraine. Uberdies stehen sowohl die
Mutterkonvention als auch das Zusatzprotokoll unter bestimmten Voraussetzungen sogar
nichteuropaischen Staaten zum Beitritt offen (wovon allerdings bislang nicht Gebrauch

gemacht wurde).
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Zu 9 und 10:
Derzeit ist eine Zusammenarbeit mit europaischen Landern aufierhalb der Europaischen
Union in dieser Angelegenheit nicht geplant. Dies kann sich jedoch auch sehr kurzfristig

andern.

Zu 11 bis 13:
Derzeit ist eine Zusammenarbeit mit auereuropaischen Landern (u.a. Russland) in dieser

Angelegenheit nicht geplant. Mit Russland gibt es regelmaRige Kontakte.

Zu 14:
Die Bewertung religioser Inhalte einer staatlichen anerkannten Religionsgemeinschaft steht
mir nicht zu. Ich bin hier naturgemal auf die fachliche Expertise anerkannter Experten und

Institutionen angewiesen.

Zu 15 und 16:
An dieser Konferenz nahmen eine Reihe von ,sachverstandigen Islamkennern®, etwa

Mohamed Ajouaou, Umar Al-Qadri, Nasir Mahmudov und Khalid Haji teil.

Wien, 12. Janner 2016

Dr. Wolfgang Brandstetter

Datum/Zeit 2016-01-12T09:03:07+01:00

Dieses Dokument wurde elektronisch signiert.
Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat
die Beweiskraft einer offentlichen Urkunde.

Hinweis

JUSTIZ

Informationen zur Priifung der elektronischen Signatur und
des Ausdrucks finden Sie unter:
http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur

Prufinformation
SIGNATUR

Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

K OSTEp
ﬁw\ Fhey
_n
< o
Al =\

[ Parlamentsdirektion |
“ SIGNATUR

\

\\ - //'/

Datum/Zeit-UTC

2016-01-12T09: 05: 55+01: 00

Prifinformation

Ausdrucks finden Sie unter:

I nformationen zur Prufung der el ektroni schen Signatur und des

https://ww. parl ament. gv. at/ si gnat ur

Hinweis

Di eses Dokunent wurde el ektronisch signiert.

www.parlament.gv.at

6 von 6



http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur

		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2016-01-12T09:05:55+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




